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Drudcsache 777 


Der Bundesminister der Justiz 
3448 - 17 081/58 


Bonn, den 8. Januar 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Schwierigkeiten bei Anwendung des Wohnungs- 
eigentumsgesetzes 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 740 — 


Zu der vorbezeichneten Anfrage nehme ich im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister für Wohnungsbau Stellung 
wie folgt ; 

Zu Fragen 1 bis 3 

Das Bundesjustizministerium hat im Laufe des Jahres 1958 
schriftlich und bei der Justizministerkonferenz in Bad Harz- 
burg mündlich mit den Landesjustizverwaltungen Erörterungen 
darüber geführt, ob Änderungen des Wohnungseigentums- 
gesetzes erforderlich erscheinen. Im Ergebnis, ist die Notwen- 
digkeit von Änderungen verneint worden. 

Die besondere Frage der Behandlung des Dauerwohnrechts 
im Falle der Zwangsversteigerung ist bei diesen Erörterungen 
nicht ausdrücklich zur Sprache gekommen. Wie bekannt, läßt 
das Wohnungseigentumsgesetz bereits in seinem § 39 Ver- 
einbarungen darüber zu, daß Dauerwohnrechte im Falle der 
Zwangsversteigerung abweichend von den allgemeinen Rang- 
vorschriften bestehen bleiben sollen,* die Vereinbarung bedarf 
zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der beteiligten Grund- 
pfandgläubiger. Zu der Frage, ob dem Dauerwohnrecht ein 
weitergehender Schutz gewährt werden kann, wird nur nach 
Rückfragen bei den Landesjustizverwaltungen und den Woh- 
nungsbauressorts der Länder sowie nach Anhören anderer 
interessierter Stellen, insbesondere der Organisation des Real- 
kredites und der Spitzenverbände im Bau- und Wohnungs- 
wesen, Stellung genommen werden können. Ich werde das 
Erforderliche unverzüglich veranlassen. 

Zu Frage 4 

Zuverlässige statistische Angaben über die Zahl der in der 
Rechtsform des Wohnungseigentums oder des Dauerwohnrechts 
errichteten Wohnungen stehen der Bundesregierung nicht zur 
Verfügung. Eine von der Bundesregierung vorbereitete Ver- 
ordnung zur statistischen Erfassung solcher Wohnungen ist 
am Widerspruch des Bundesrates gescheitert. 


Drude: Budidruckerel Peter Meier, Bulsdort/Slegburg 
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Es können jedoch folgende Angaben gemacht werden: 

Nach noch nicht veröffentlichten Einzelergebnissen der amt- 
lichen Wohnungserhebung vom Herbst 1956 sind von den 
seit der Währungsreform bis zum Zeitpunkt der Zählung be- 
zugsfertig erstellten Wohnungen rd. 18000 Wohnungen in der 
Rechtsform des Wohnungseigentums errichtet worden und 
mehr als 33 000 in der Rechtsform des Dauerwohnrechts. Von 
allen neugeschaffenen Wohnungen seit der Währungsreform 
waren dies bis Herbst 1956 0,5 v. H. bzw, 1,0 v. H. 

Von den 18000 Wohnungen im Wohnungseigentum entfielen 
7000, von den 33 000 Wohnungen im Dauerwohnrecht nahezu 
20000 auf den öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau. 
Während bisher also die Rechtsform des Wohnungseigentums 
sich stärker in steuerbegünstigtem und freifinanziertem Woh- 
nungsbau durchsetzen konnte, entfällt der überwiegende Teil 
der im Dauerwohnrecht geschaffenen neuen Wohnungen auf 
den öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau. 

Aus einer vom Gesamtverband gemeinnütziger Wohnungs- 
unternehmen geführten Statistik läßt sich entnehmen, daß zur 
Zeit in der Bundesrepublik jährlich 10000 Wohnungen im 
Wohnungseigentum errichtet werden, das sind nahezu 2 v. H. 
der jährlichen Wohnungsbauleistung. Der größere Teil hiervon 
entfällt auf den steuerbegünstigten und freifinanzierten Woh- 
nungsbau, der kleinere auf den öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau, Zu diesen 10000 Wohnungen im Wohnungs- 
eigentum kommen jährlich noch etwa doppelt soviel, also 
20000 Wohnungen, im Dauerwohnrecht hinzu, die zum 
größeren Teil auf den öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau, zum kleineren Teil auf den steuerbegünstigten 
und freifinanzierten Wohnungsbau entfallen. Hierbei ist noch 
nicht berücksichtigt, daß laufend Wohnungseigentum und 
Dauerwohnrecht auch innerhalb des bereits vorhandenen 
Wohnungsbestandes gebildet werden können und gebildet 
werden. Der Umfang ist jedoch nicht bekannt. 


Sdiäffer 


2 



